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1 ENTWURFSBEGRÜNDUNG 

1.1 Planungsabsicht 

1.1.1 Ziele der Bauleitplanung 

Planungsziel ist die Erweiterung eines bestehenden Windparks um zusätzliche 
Standorte für Windenergieanlagen, die ausschließlich der Gewinnung von regenera-
tiver Energie aus Wind dienen. Dadurch soll in der Gemeinde die Erzeugung und 
Nutzung von regenerativen Energien vorangetrieben werden. 

 

1.1.2 Zwecke der Bauleitplanung 

Die Gemeinde Neuengörs hat alle „Eignungsgebiete für Windenergienutzung“ ge-
mäß des Regionalplanes Planungsraum I 1998 mit der 1. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes sowie über den Bebauungsplan Nr. 4 überplant und somit die Be-
baubarkeit dieser Flächen geregelt. Darüber hinausgehende Planungen von Wind-
energieanlagen widersprechen somit den Planungszielen der Gemeinde und sind 
nicht baugenehmigungsfähig. 

Nun wurde das Plangebiet in der Überarbeitung des Regionalplanes 2012 Pla-
nungsraum I als „Eignungsgebiet für Windenergienutzung“ neu aufgenommen. Um 
seine Bebauung zu ermöglichen, ist folglich die Anpassung der Bauleitplanung er-
forderlich. 

 Bild 1: Auszug Regionalplan I 2012 

  

  

 Die Planung beruht auf einem Gesamtkonzept, welches die Gemeinden Neuengörs 
und Weede gemeinsam für die neuen Eignungsflächen entwickelt hat.  
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 Ausgangspunkt waren dabei die gemeindlichen Zielsetzungen, dass die Windener-
gieanlagen  

 maximal 100 m hoch werden und 

 1.000 m Abstand zu den Bauflächen der Ortslagen gemäß den Flächennut-
zungsplänen haben. 

 Diese Ziele beruhten auf den Abstandskriterien, die die Gemeinden bereits vor dem 
Bau des ersten Windparks beschlossen und umgesetzt haben. 

 In der Entwicklungsphase zeigte sich jedoch, dass die so möglichen 9 Windenergie-
anlagen unter den heutigen Rahmenbedingungen keinen wirtschaftlichen Betrieb 
ermöglichen. Dieses wäre auch dann nicht möglich, wenn die Anzahl auf 17 Wind-
energieanlagen von maximal 100 m Höhe erhöht bzw. der Abstand zu den Orten auf 
mindestens 800 m gemindert werden würde.  

 Stattdessen wurde das Planungsziel dahingehend geändert, einen Windpark pla-
nungsrechtlich vorzubereiten,  

 der bis zu 150 m hohe Windenergieanlagen zulässt, 

 bei Einhaltung von 800 m Abstand zu den Bauflächen der Ortslagen gemäß 
den Flächennutzungsplänen, 

 auf Grundlage eines mit den zukünftigen Betreibern gemeinsam entwickelten 
Standortkonzeptes (siehe Bild 2) für die gesamte Windeignungsfläche in den 
Gemeinden Neuengörs und Weede, 

 Bild 2: Gesamtkonzept (beschlossen von der Gemeindevertretung) 
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 bei Berücksichtigung der bestehenden Windenergieanlagen. 

 Die Standorte wurden im Vorwege auf ihre Umsetzbarkeit geprüft. Somit dient die 
Planung der gemeindeübergreifenden städtebaulichen Lenkung.  

 Gleichzeitig soll der erforderliche Ausgleich für den Bau der Windenergieanlagen im 
Bebauungsplan planungsrechtlich gesichert werden. Daher werden diese Maßnah-
menflächen mit Inhalt des Bebauungsplanes.  

 

Um die g. Planungsziele umsetzen zu können, wird ein städtebauliches Planungser-
fordernis gesehen. 

 

1.1.3 Wesentliche Auswirkungen der Bauleitplanung 

Durch den Bau von bis zu 150 m hohen Windenergieanlagen ändert sich das Er-
scheinungsbild der Region. Gemindert werden diese Eingriffe durch die Festsetzung 
von Farben bzw. Farbtönen der Anlagen, die matt wirken und somit die Weitsichtig-
keit reduzieren.  

Die Planung ermöglicht den Bau der Windenergieanlagen und der dazu erforderli-
chen Nebenanlagen und Zufahrten. Ansonsten bleibt die landwirtschaftliche Nut-
zung nach wie vor zulässig. Durch die neuen Zufahrten verkürzen sich sogar die 
Verkehrswege der Landwirte, was sich positiv auf deren Zeit und Treibstoffaufwand 
auswirkt. 

Es wird zu Geräuschimmissionen kommen. Um diese weitgehend zu reduzieren, 
werden die empfohlenen Abstandsflächen bis zu ca. 800 m zu allen Ortslagen (ge-
mäß des gemeinsamen Erlasses der Staatskanzlei, des Ministeriums für Energie-
wende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume und des Ministeriums für Wis-
senschaft, Wirtschaft, Verkehr und Technologie „Grundsätzen zur Planung von und 
zur Anwendung der naturschutzrechtlichen Belange bei Windkraftanlagen“ vom 
26.11.2012) eingehalten. Eine gutachterliche Schallprognose (siehe Anlage 1) 
ergab, dass die gültigen Immissionswerte entsprechend den Vorgaben der TA-Lärm 
zu jeder Tageszeit - auch im Zusammenhang mit den Bestandsanlagen und weite-
ren geplanten WEA - eingehalten werden können.  

Zudem kommt es zukünftig zu Verschattungen durch die Drehbewegungen der Ro-
toren. Auch dazu werden Gutachten vorgelegt, die untersuchen, ob wesentliche Be-
einträchtigungen der Anwohner zu erwarten sind bzw. wie diese unterbunden wer-
den können.  

Durch die geplanten Windenergieanlagen können geschützte Tierarten betroffen 
sein. Es sind daher Fachgutachten erstellt worden (siehe Anlage 2): 

 Ornithologisches Fachgutachten zur Erfassung der lokalen Flugaktivität von 
Groß- und Greifvögeln (siehe Anlage 2), 

 Fachgutachten Fledermäuse (siehe Anlage 3), 

 artenschutzrechtliche Prüfung gemäß § 44 BNatSchG (siehe Anlage 4). 

Bei den Vögeln wurden Brutvögel, Großvögel (lokale Flugaktivität, Nahrungsgebie-
te/Flugkorridore) sowie Zug- und Rastvögel auf ihre Betroffenheit hinsichtlich des 
Vorhabens geprüft. Unter der zwingenden Voraussetzung, dass Vermeidungsmaß-
nahmen (siehe Anlage 4) (Bauzeitvorgaben, Baufeldräumung, Vergrämungs- und 
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Entwertungsmaßnahmen) ergriffen werden, ist ein Verstoß gegen § 44 BNatSchG 
zu verhindern: Es ist für alle planungsrelevanten Artengruppen keine signifikante 
Erhöhung des Kollisionsrisikos zu erwarten, so dass keine Verwirklichung des Ver-
botstatbestandes gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG durch das geplante Wind-
parkvorhaben gegeben ist. Erhebliche Störung gem. § 44 (1) 2 BNatSchG der vor-
kommenden Arten können ausgeschlossen werden. Die ökologische Funktion der 
von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- bzw. Ruhestätten bleibt 
somit sowohl für Brut- als auch für Rastvögel im räumlichen Zusammenhang ge-
wahrt, so dass keine Verwirklichung des Schädigungsverbots gemäß § 44 Abs.1 
Nr.3 BNatSchG zu erwarten ist. Die zwingend notwendigen Vermeidungsmaßnah-
men sind im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag beschrieben und werden in den 
grünordnerischen Fachbeitrag und Umweltbericht übernommen. 

Zur Erfassung der Flugaktivitäten der Fledermäuse wurden bodengebundene Erfas-
sungen während der Migrationsperiode mittels Höhenmonitoring an der Gondel ei-
ner Bestands-WEA durchgeführt. Das vorgefundene Artenspektrum mit der Domi-
nanz von 4 der allgemein häufigsten Fledermausarten (Breitflügelfledermaus, 
Zwergfledermaus, Großer Abendsegler, Rauhautfledermaus) entspricht der bekann-
ten Situation in weiten Teilen der Agrarlandschaften Schleswig-Holsteins. Das Fle-
dermausvorkommen ist aufgrund der relativen Strukturarmut einer Ackerlandschaft 
und fehlender Wälder gering. Tradierte Flugrouten und Jagdhabitate werden durch 
das Vorhaben nicht berührt. Hinweise für einen vermehrten Fledermauszug über 
das Untersuchungsgebiet ergaben sich nicht. Das Kollisionsrisiko wird als nicht er-
heblich eingeschätzt. Betriebsvorgaben zum Schutz der Fledermäuse sind nicht er-
forderlich. 

Von den geplanten Anlagen werden keine naturnahen Lebensräume und geschütz-
ten Biotope berührt. Zu den Knicks, Kleingewässern (Weiher, Graben, Bach) und 
zum Waldrand werden von dem geplanten Standort ausreichende Schutzabstände 
eingehalten. Es werden weitestgehend vorhandene Zufahrten genutzt. Alle Knicks 
bleiben erhalten. 

Im Landschaftsbild werden die Windkraftanlagen in ihrer Gesamtheit deutlich sicht-
bar bleiben. Sie werden aber in Nachbarschaft zu den bestehenden 
6 Windenergieanlagen errichtet, die bereits das ursprüngliche Landschaftsbild ver-
ändert haben. Die Veränderung des Landschaftsbildes wird dadurch verstärkt. 
Durch sichtverschattende Pflanzungen vor empfindlichen Bereichen kann eine ge-
wisse Einbindung des Windparks erreicht werden (wird im grünordnerischen Fach-
beitrag dargestellt). 

Auswirkungen durch Störfälle (Brand, Eiswurf) können durch technische Maßnah-
men so gut wie ausgeschlossen werden und stellen bei Einhaltung von Sicherheits-
abständen keine besondere Gefährdung dar. 

Mögliche Wirkungen auf weitere Schutzgüter im Plangebiet (Geländeform, Klima, 
Grund- und Oberflächenwasser, Sach- und Kulturgüter) sind unerheblich. 

 

1.1.4 Alternativuntersuchung 

Das Plangebiet ist im Regionalplan I als Eignungsfläche für Windenergieanlagen 
ausgewiesen. Diese wurde auf Grundlage von „harten Ausschlusskriterien“ ermittelt 
und ist daher für die gemeindliche Planung planungsrelevant. Andere Standorte 
kommen somit als Alternativen nicht in Betracht. 
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1.1.5 Dokumentation des bisherigen Planverfahrens 

Verfahrensstand nach Baugesetzbuch (BauGB) vom 21.12.2006: 
Stand Planverfahren Gesetzesgrundlage Zeitraum 
x Aufstellungsbeschluss  § 8 BauGB 12.12.2012 
x frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit § 3 (1) BauGB  
x frühzeitige Beteiligung der Gemeinden, 

Töb und Behörden 
§§ 2 und 4 (1) 
BauGB 

 

 Auslegungsbeschluss   
 Beteiligung Töb, Behörden und Gemeinden § 4 (2) und 2 (2) 

BauGB 
 

 Öffentliche Auslegung § 3 (2) BauGB  
 Erneuter Auslegungsbeschluss   
 Erneute Beteiligung Töb, Behörden und 

Gemeinden 
§ 4a (3) BauGB  

 Erneute öffentliche Beteiligung § 4a (3) BauGB   
 Beschluss der Gemeindevertretung § 10 BauGB  

 

1.2 Einbindung in die Hierarchie des Planungssystems 

1.2.1 Raumordnung 

Der Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 2010 ordnet das Plangebiet dem 
ländlichen Raum zu. Der Regionalplan 2012 Planungsraum I kennzeichnet den 
Teilbereich als ländlichen Bereich und als „Eignungsgebiet für Windenergienut-
zung“.  

Gemäß dem Umweltatlas befinden sich im östlichen Bereich das FFH-Gebiet Nr. 
2028-352 „Wald bei Söhren“. 

Erhaltungsgegenstand: Das Gebiet ist für die Erhaltung folgender Lebensraum-
typen des Anhangs 1 der FFH-Richtlinie von besonderer Bedeutung: (*: prioritä-
rer Lebensraumtyp): 

9130 Waldmeister-Buchenwald (Asperulo-Fagetum) 

9160 Subatlantischer oder mitteleuropäischer Stieleichenwald oder Eichen-
Hainbuchenwald (Carpinion betuli) (Stellario-Carpinetum) 

91 E0* Auenwälder mit Alnus glutinosa und Fraxinus excelsior (Alno-
Padion, Alnion incanae, Salicion albae) 

Erhaltungsziele  

a) Übergreifende Ziele:  

Erhaltung des größten geschlossenen Eichen-Hainbuchenwaldes im Naturraum 
und angrenzender Waldmeister-Buchenwälder sowie deren Übergänge in die 
markant ausgeprägte, sehr strukturreiche Bachschlucht der Bißnitz mit beglei-
tendem gehölzartenreichen Eschen-Auwald und Übergängen zu schluchtwald-
artigen Beständen. 

b) Ziele für Lebensraumtypen von besonderer Bedeutung: 

Erhaltung eines günstigen Erhaltungszustandes der unter 1. genannten Le-
bensraumtypen. Hierzu sind insbesondere folgende Aspekte zu berücksichti-
gen: 
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9130 Waldmeister-Buchenwald (Asperulo-Fagetum) 

9160 Subatlantischer oder mitteleuropäischer Stieleichenwald oder Eichen-
Hainbuchenwald (Carpinion betuli) 

Bild 3: Auszug FFH-Gebiet Nr. 2028-352 „Wald bei Söhren“ 

 

 

1.2.2 Kommunale Planungen 

Der wirksame Flächennutzungsplan stellt das Plangebiet als Fläche für die Land-
wirtschaft dar. Die 1. Änderung des Flächennutzungsplanes stellt die Fläche des 
vorhandenen Windparks als „Fläche für die Errichtung von Windkraftanlagen – als 
Zusatznutzung zur Fläche für die Landwirtschaft“ nach § 5 Abs. 2 Nr. 4 Baugesetz-
buch (BauGB) dar. 

Für den bestehenden Windpark gilt zudem der Bebauungsplan Nr. 4 Teil 1. Dieser 
kennzeichnet die Windenergieanlagenstandorte als „Sondergebiet Fläche für die 
Landwirtschaft mit der Zusatznutzung Windenergie“ nach § 11 Abs. 2 Baunutzungs-
verordnung (BauNVO). Weiterhin liegt eine Fläche südwestlich der Kreisstraße K 55 
im Bebauungsplan Nr. 4 Teil 2. Sie ist als Teilfläche 4“ benannt und setzt eine 
„Maßnahmenfläche-Gehölzanpflanzung“ fest.  

Der Landschaftsplan steht im Einklang mit dem Flächennutzungsplan.  

Parallel zu diesem Bebauungsplan wird die 3. Änderung des Flächennutzungspla-
nes erstellt, die die erweiterte Windenergieeignungsfläche neu kennzeichnet. 

 

 

1.2.3 Nach anderen gesetzlichen Vorschriften getroffene Festsetzungen 

Nach dem Umweltverträglichkeitsgesetz (UVPG) vom 11.08.2009, § 17 „Aufstellen 
von Bebauungsplänen“ ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung im Aufstellungsver-
fahren zum Bebauungsplan durchzuführen, wenn das Vorhaben in der Anlage 1 Zif-
fer 1 bis 18.8 genannt ist. Im gemeindeübergreifenden Plangebiet sind zukünftig 
insgesamt 12 Windenergieanlagen zulässig. Dabei ist die Kumulierung zu beachten. 
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Die bestehenden Windenergieanlagen in den Gemeinden Neuengörs und Weede 
wirken als ein Windpark.  Nach Anlage 1 des UVPG handelt es sich bei der Errich-
tung von „6 bis weniger als 20 Windenergieanlagen” um ein „Spalte 2”-Vorhaben, d. 
h., eine „allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles” ist im weiteren Planverfahren 
durchzuführen. Durch den artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (siehe Anlage 4) ist 
nachgewiesen, dass unter der Voraussetzung der Durchführung von Vermeidungs-
maßnahmen eine Durchführung der Planungsabsichten nicht mit den Verboten d. § 
44 (1) BNatSchG kollidiert (Artenschutz). 

Andere gesetzliche Vorschriften werden davon nicht berührt. 

 

1.3 Räumlicher Geltungsbereich 

1.3.1 Festsetzung des Geltungsbereiches 

Das Plangebiet liegt nordöstlich der Ortslage Neuengörs, südlich der Autobahn 
A 20, westlich der Ortslage Söhren und östlich der Ortslage Mielsdorf. 

 

1.3.2 Bestandsaufnahme  

Die Fläche und deren Umgebung sind landwirtschaftlich genutzt. Kleinteilige grün-
ordnerisch hochwertige Strukturen bestehen direkt an der östlichen und an der 
nördlichen Gemeindegrenze. Eine weitere Fläche liegt im westlichen Teil des Plan-
gebietes. Sie sind im Flächennutzungsplan entsprechend gekennzeichnet und wer-
den daher nicht überplant.  

Bild 4: Foto aus Google Earth vom 17.04.2013 um 13 Uhr 
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Zudem gliedern Knicks sowie markante Baumbestände das Plangebiet.  

Mittig des Gebietes stehen in den landwirtschaftlichen Flächen bereits sechs Wind-
energieanlagen mit einer Gesamthöhe von 100 m.  

Bild 5: Bestandsaufnahmen (eigene Fotos, Stand am 18.04.2013) 

 

 

1.3.3 Bodenbeschaffenheit 

In der Umgebung sind keine morastigen Böden bekannt. Daher wird technisch von 
der Bebaubarkeit der Teilbereiche ausgegangen. Im Übrigen wird vor der Aufstel-
lung einer jeden Windenergieanlage die Tragfähigkeit des Bodens fachlich geprüft.    

 

 

2 PLANBEGRÜNDUNG  

2.1 Begründung der geplanten städtebaulichen Festsetzungen 

2.1.1 Art der baulichen Nutzung  

Flächen für Windparks können wie folgt planungsrechtlich gesichert werden: 

a) als „Fläche für Versorgungsanlagen“ nach § 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 BauGB und 

b) als „Sonstiges Sondergebiet“ nach § 11 Abs. 2 BauGB. 

 Der Kohlhammerkommentar zum BauGB (Brügelmann), Band 2, § 9 Rd.-Nr. 235 
(84. Lfg., Sept. 2012) weist darauf hin, dass nur „öffentliche, der Allgemeinheit 
dienende Versorgungsanlagen“ als „Fläche für Versorgungsanlagen“ abgesichert 
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werden dürfen. Dieses ist gegeben, solange der gesamte Strom in das öffentliche 
Netz eingespeist wird. Da jedoch das EEG zunehmend zunächst die 
Direktversorgung sichert und erst dann die öffentliche Einspeisung, erscheint es 
planerisch sinnvoller, mit den Festsetzungen beide Einspeiseformen zu 
ermöglichen. So wird bereits in der „Arbeitshilfe Bebauungsplanung“ November 
2009, unter B 1.11.2) des Landes Brandenburg (siehe unter 
http://www.mil.brandenburg.de/media_fast/4055/Arbeitshilfe%20Bebauungsplanung.
pdf)  empfohlen, die Festsetzungsform als „Fläche für Versorgungsanlagen“ nur in 
Einzelfällen zu verwenden.  

 Nach § 11 Abs. 2 BauNVO ist die Darstellung eines Sonstigen Sondergebietes „für 
Anlagen, die der … Nutzung erneuerbarer Energien, wie Wind …-energie, dienen“ 
zulässig. Dieses sind anerkannter Weise „Windparks“. Da diese Festsetzungsform 
die Einspeisung von Strom in öffentliche Netze ermöglicht, aber auch den Verkauf 
an private/gewerbliche Abnehmer zulässt, wird diese Variante als flexibel und 
zukunftsfähig gesehen. Daher wird diese hier angewendet. 

Weiterhin soll die Regelung der Bebaubarkeit der Fläche über einen qualifizierten 
Bebauungsplan nach § 30 Abs. 1 BauGB erfolgen. Danach sind zu definieren: 

 Art und Maß der baulichen Nutzung, 

 die überbaubare Grundstücksfläche und 

 die örtliche Erschließung.  

 

Der Umsetzung dieses Planungszieles wird wie folgt entsprochen: 

Die neuen Eignungsflächen, die grundsätzlich mit Windenergieanlagen bebaubar 
sind, werden zukünftig als „Sonstiges Sondergebiet – Landwirtschaft und Windpark“ 
gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO festgesetzt. Der abgegrenzte Flächenanteil bestimmt 
sich vorrangig aus den Vorgaben des Erlasses „Grundsätze zur Planung von und 
zur Anwendung der naturschutzrechtlichen Belange bei Windkraftanlagen“ vom 
26.11.2012, wie folgt: 

 800 m Abstand zwischen Rotorspitze und Siedlungsfläche, 

 einen Vorsorgeabstand von 130 m Abstand vom Mastfuß bis zu den Kreis-
straßen; Detailabstände sind in der Projektplanung zu ermitteln, 

 zu Biotopflächen einen Vorsorgeabstand von 100 m, gemessen ab Rotorspit-
ze. Damit wird der Formel für Waldflächen von „100 m + Rotorradius“ zwi-
schen Wald und Mastfuß entsprochen. 

 

 Gemäß der Zweckbestimmung der baulichen Nutzung dient das Gebiet der Unter-
bringung von Anlagen und Einrichtungen, die der Gewinnung von erneuerbaren 
Energien dienen. Der Begriff „erneuerbare Energien“, auch regenerative Energien, 
sind Energien aus Quellen, die sich entweder kurzfristig von selbst erneuern oder 
deren Nutzung nicht zur Erschöpfung der Quelle beiträgt. Es sind nachhaltig zur 
Verfügung stehende Energieressourcen, zu denen insbesondere Wasserkraft, 
Windenergie, solare Strahlung (Sonnenenergie), Erdwärme (Geothermie) und die 
durch Gezeiten erzeugte Energie zählen. Eine andere Quelle erneuerbarer Energien 
ist das energetische Potenzial (Biogas, Bioethanol, Holz u. a.) der aus nachwach-
senden Rohstoffen gewonnenen Biomasse. Die aus Quellen erneuerbarer Energie 

http://www.mil.brandenburg.de/media_fast/4055/Arbeitshilfe%20Bebauungsplanung.pdf
http://www.mil.brandenburg.de/media_fast/4055/Arbeitshilfe%20Bebauungsplanung.pdf
http://de.wikipedia.org/wiki/Wasserkraft
http://de.wikipedia.org/wiki/Windenergie
http://de.wikipedia.org/wiki/Sonnenenergie
http://de.wikipedia.org/wiki/Geothermie
http://de.wikipedia.org/wiki/Gezeiten
http://de.wikipedia.org/wiki/Biogas
http://de.wikipedia.org/wiki/Bioethanol
http://de.wikipedia.org/wiki/Holz
http://de.wikipedia.org/wiki/Biomasse
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erzeugten Energieformen (Strom, Wärme, Kraftstoff) werden oft ebenfalls als er-
neuerbare Energien bezeichnet (vgl.:  http://de.wikipedia.org/ wiki/ Erneuerba-
re_Energie am 06.10.2013 um 13 Uhr). Weiterhin ist seit der Änderung des 
BauGB´s vom 22.07.2011 der Begriff „erneuerbare Energien“ zwecks planerischer 
Absicherung der beschriebenen Energieformen zu verwenden. Daher wird dieser 
Begriff hier übernommen und auf die Nutzung der „Landwirtschaft und Windpark“ 
eingeschränkt. 

 Als Art der baulichen Nutzungen, werden Oberbegriffe gewählt, die lediglich die 
zielorientierte Nutzung dieses Gebietes zulassen, wie: 
1. insg. die fünf zulässigen Windenergieanlagen innerhalb der überbaubaren 

Flächen 1 bis 5, 
2. je Windenergieanlage eine dazugehörige Trafostation bis 20 m² Grundfläche, 
3. insgesamt drei Übergabestationen von je 25 m² Grundfläche, die dem Wind-

park dient, 
4. Zufahrten, Stellplätze und Aufstellplätze, die dem Windpark dienen,  
5. eine landwirtschaftliche Nutzung außerhalb der Anlagen und Einrichtungen, 

die dem Windpark dienen,  
6. Zufahrten, die der landwirtschaftlichen Nutzung dienen. 

  Das Ziel der Gemeinde besteht darin, die Plangebiete zu Gunsten von regenerati-
ven Techniken zu nutzen. Die Aufstellung von untergeordneten Nebenanlagen für 
Werbezwecke jeder Art ist hier nicht gewollt, da diese Fläche ausschließlich von 
Flächen im Sinne des § 35 Baugesetzbuch (Außenbereich) umgeben ist. Daher er-
folgt hier ein entsprechender Ausschluss. 

 

2.1.2 Maß der baulichen Nutzung 

 Die festsetzbare Grundfläche nach § 19 BauNVO ist die „von der baulichen Anlage 
überdeckte Baugrundstücksfläche“. Bei einer Windenergieanlage überdeckt der 
Turm die Fläche fest. Die Rotorenblätter sind feste Bestandteile der Anlage, jedoch 
überdecken sie nicht ständig eine Fläche. Gemäß der Rechtsprechung des Bundes-
verwaltungsgerichts (vom 21.10.2004 – 4C 3.04 – BauR 2005, 498) ist bei der 
Grundfläche der Windenergieanlage die vom Rotor überstrichene Fläche nicht mit-
zurechnen, da diese keine bodenversiegelnde Wirkung hat. Relevant ist somit nur 
der Turm der Windenergieanlage mit Gondel und die Trafo- bzw. Übergabestatio-
nen.  Daher umfasst die zulässige Grundfläche max. 400 m² je überbaubare Anla-
ge. Diese Fläche ist ausreichend für die Aufstellung jeweils einer Windenergieanla-
ge und deren Nebenanlagen. 

 Es erfolgt die Festsetzung einer Eingeschossigkeit und gleichzeitig der möglichen 
Anlagenhöhe. Diese Kombination ist erforderlich, um eine Bauhöheneinschränkung 
über „§ 21 Abs. 4 Baunutzungsverordnung (BauNVO)“ auszuschließen. 

 Die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung hat gleichzeitig zum Ziel, die 
Höhenentwicklung im Plangebiet einzuschränken, um das Landschaftsbild nicht 
übermäßig stark zu beeinträchtigen. Die Höhe der Windenergieanlagen von max. 
150 m orientiert sich an den in der Region zurzeit geplanten Anlagentypen, die eine 
wirtschaftliche Ausnutzung bringen. Hohen, wenigen Anlagen wird danach der Vor-
rang vor vielen kleineren Anlagen gegeben. Die Nebenanlagen sollen 4 m in ihrer 
Höhe nicht überschreiten. Sie dienen lediglich der technischen Erfüllung ihrer 
Zweckbestimmung als Bestandteil der Windenergieanlagen. Weitere Höhenentwick-
lungen sind daher nicht gewollt.  

http://de.wikipedia.org/%20wiki/%20Erneuerbare_Energien%20am%2006.06.2011%20um%2010.24
http://de.wikipedia.org/%20wiki/%20Erneuerbare_Energien%20am%2006.06.2011%20um%2010.24
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  Der Versiegelungsgrad für Stellplätze und deren Zufahrten etc. regelt sich i. d. R. 
über § 19 Abs. 4 BauNVO. Dadurch, dass die Versiegelung bereits in der „Art der 
baulichen Nutzung“ eindeutig geregelt ist, kann hier auf die separate Festsetzung 
verzichtet werden. 

 

2.1.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 

 Als bauliche Anlagen gelten die g. festen Bestandteile der Windenergieanlage, be-
stehend insb. aus Turm und Gondel. Alle baulichen Bestandteile müssen innerhalb 
der überbaubaren Grundstücksflächen liegen. Diese sind daher für die Standorte 1 
bis 5 entsprechend groß festgesetzt. 

 Rotorenblätter sind nicht in die Grundfläche einzurechnen. Allerdings sind sie Be-
standteil der baulichen Anlagen und bestimmen somit wesentlich den Standort. Da-
her erfolgt eine verbindliche Regelung dahingehend, dass sie ebenfalls in der über-
baubaren Grundstücksfläche liegen müssen. Ausnahmsweise ist jedoch eine 
 Überschreitung der überbaubaren Grundstücksflächen um max. 50 m zulässig, 
wenn  

 es sich ausschließlich um Rotorblätter handelt, die Bestandteil des Turms der 
Windenergieanlagen sind, 

 und 

 dabei eine im Teil A: festgesetzte SO-Fläche oder Straßenverkehrsfläche 
überdeckt wird.  

  Eine Ausnahme gilt für die überbaubare Fläche 6. Hier entsteht der Turm mit Gon-
del im Gemeindegebiet der Gemeinde Weede. Dieser Standort ist Ergebnis des in 
Ziffer 1.1.2 dargelegten gemeindeübergreifenden Gesamtkonzeptes. Um dieses 
Konzept auch umsetzen zu können, erfolgt die Festsetzung, dass diese Fläche aus-
schließlich der „baulichen Überdeckung durch Rotorblätter“ dient. Die Aufstellung 
einer eigenständigen Windenergieanlage ist somit nicht gewollt und daher unzuläs-
sig. 

Bild 6: Auszug Entwurf Bebauungsplan Nr. 3 der Gemeinde Weede, Stand 
23.04.2014 
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 Weil die geplanten gemeindeübergreifenden Standorte nicht die Rotorabstände von: 

 5x in Hauptwindrichtung und 

 3x in Nebenwindrichtung. 

 einhalten, wurde im Vorwege geprüft, ob die Windenergieanlage an den Standorten 
bei gleichzeitiger Berücksichtigung des Bestandes umsetzbar ist. Dieses ist grund-
sätzlich möglich. Die Gutachten werden Bestandteil der Verfahren nach § 3 Abs. 2 
und § 4 Abs. 2 BauGB.  

 

  In der Planungsphase lässt sich selten klar abschätzen, wo eine Übergabestation 
optimal angeordnet werden kann. Daher sind diese innerhalb und auch außerhalb 
der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

  

2.2 Festsetzungen nach dem Baugesetzbuch (BauGB) 

 Als Bezugspunkt für die festgesetzten Bauhöhen gilt der jeweils am nahesten gele-
gene Höhenbezugspunkt in Meter über Normalnull (NN). Dieser Bezugspunkt ist – 
zuzüglich bzw. abzüglich der natürlichen Geländemodulation – auf den Standort der 
Windenergieanlage zu übertragen. 

 Das Plangebiet überplant die Teilfläche 4 des Bebauungsplanes Nr. 4 Teil 2. Der 
Teil des Bebauungsplanes wird aufgehoben und im Bebauungsplan Nr. 7  neu 
überplant. Somit gilt nach Genehmigung des Bebauungsplanes Nr. 7 die Neufas-
sung. Ein förmliches Aufhebungsverfahren ist nicht erforderlich.  Dass der Teil des 
Bebauungsplanes Nr. 4 Teil 2 wieder in Kraft tritt, falls der Bebauungsplan Nr. 7 
nichtig sein sollte, ist der Gemeinde bekannt und gewollt. Die Fläche dient bereits 
als Ausgleich. Durch den dann wieder auflebenden Bebauungsplan Nr. 4 Teil 2  
bleibt der Gemeinde die Sicherung dieser Fläche als Maßnahmenfläche nach § 30 
BauGB gesichert. Diese Regelungsgrundlage ist eindeutiger, als die Anwendung 
des § 35 BauGB. 

 

2.3 Festsetzungen nach dem Landesrecht Schleswig-Holstein 

 Ziel der Gemeinde ist es, die Weitsichtigkeit der Windenergieanlagen soweit wie 
möglich einzuschränken. Daher erfolgt die Festsetzung, dass für den Außenanstrich 
der Windenergieanlagen nicht glänzende bzw. reflektierende, helle, lichte Farbtöne 
in hellgrau oder grün (Remissionswerte von 50 bis 99) zulässig sind. 

 Um eine gebietsbezogene Versiegelungsform der Erschließungen zu sichern, erfolgt 
die Festsetzung, dass alle Zufahrten, Stellplätze und Aufstellplätze nur als wasser-
gebundene Decken oder als Schotterweg herzustellen sind. 
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2.4 Erschließung 

2.4.1 Verkehrliche Erschließung 

 Das Plangebiet verläuft beidseitig der Kreisstraße K 55. Zudem verläuft im Süden 
die K 7 mit Anbindung an die nördlich verlaufende Autobahn A 20. Somit ist das 
Plangebiet gut an das regionale Verkehrsnetz angebunden. 

 Das Plangebiet ist durch gemeindliche  Erschließungswege gegliedert. Diese Wege 
bleiben als öffentliche Verkehrsflächen gesichert. 

 Die Flächen der SO-Gebiete setzen sich aus vielen Flurstücken mit unterschiedli-
chen Eigentümern zusammen. Die Erschließung eines jeden einzelnen Windener-
giestandortes erfordert häufig die Überfahrung dritter Grundstücke. Auch sind der 
Eigentümer der Windenergieanlagen und der Grundstücksbesitzer nicht immer iden-
tisch. Um die Erschließung in jedem Fall durchsetzen zu können (also Zufahrt und 
Verlegung der Stromkabel), ist die Eintragung der Geh-, Fahr- und/oder Leitungs-
rechte zugunsten der Betreiber der Windenergieanlagen erforderlich.    

 Somit ist das Plangebiet ausreichend erschlossen.  

 

 Die Erschließung der Flächen über die wassergebundenen Wege oder Schotterwe-
ge ist so auszubauen, dass die angrenzenden Ackerflächen und die Windenergiean-
lagen mit ihren Nebenanlagen und Erweiterungen über diese angefahren werden 
können. 

  Das Betreiben des Windparks selbst erfordert nur das unregelmäßige Anfahren 
durch Kontrollpersonen oder durch Reparaturfirmen. Die Verkehrsmenge ist daher 
geringfügig und kaum verkehrstechnisch relevant. 

 

2.4.2 Stellplätze 

 Die Stellplätze für den Eigenbedarf der Windenergieanlagen können im Plangebiet 
erbracht werden. 

 

2.4.3 Parkplätze 

 Das Plangebiet wird ein Sondergebiet. Daher ist hierfür kein gesonderter Parkplatz-
nachweis erforderlich. 

 

2.5 Grünplanung 

 Hinweis: Für den Bebauungsplan wird z. Z. ein grünordnerischer Begleitplan mit 
Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung erarbeitet. Die Begrünungs- und Kompensati-
onsmaßnahmen werden anschließend – soweit geeignet – im Teil A: Planzeichnung 
und Teil B: Text Nr. 3 bis 6 übernommen bzw. verbindlich festgesetzt.  

 

2.5.1 Begründung der grünordnerischen Festsetzungen  

 Die Flächen, die gemäß dem Erlass „Grundsätze zur Planung von und zur Anwen-
dung der naturschutzrechtlichen Belange bei Windkraftanlagen“ vom 26.11.2012, für 
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eine Windenergienutzung nicht geeignet sind, werden als „Flächen für die Landwirt-
schaft“ nach § 9 Abs. 1 Nr. 18a BauGB gesichert.  

 Im Plangebiet befinden sich geschützte Biotope bzw. hochwertige Flächen, die im 
Flächennutzungsplan dargestellt und entsprechend übernommen werden.  

 Des Weiteren wird die Grünfläche „Gehölzanpflanzung“ aus dem Bebauungsplan 
Nr. 4 Teil 2 weiter gesichert. Neu aufgenommen wird eine Ausgleichsfläche im Süd-
osten, die einer anderen Eingriffsmaßnahme dient. Zudem erfolgt die Absicherung 
der Uferschutzbereiche als Grünfläche „Uferschutzbereich“, die für die Aufwertung 
des dort liegenden Fließgewässers von ökologischer Bedeutung sind. 

 Zudem erfolgt die Festsetzung von vorhandenen Knicks und markanten Bäumen. 

 

2.5.2 Eingriff und Ausgleich 

 Die nach dem geltenden Naturschutzrecht im Hinblick auf die naturschutzrechtliche 
Eingriffsregelung zu untersuchenden Umweltbelange sind in einem grünordneri-
schen Fachbeitrag ausführlich zu ermitteln, zu beschreiben und zu bewerten. Dieser 
Fachbeitrag wurde bislang noch nicht erarbeitet, so dass auch keine Eingriffs-
Ausgleichs-Bilanzierung vorliegt. 

 In diesem Verfahren werden die Grundzüge der Planung bekannt gegeben. Erst im 
Detailentwurf kann der Ausgleichsbedarf konkret ermittelt werden. 

 Die weitergehenden Eingriffe werden durch „PLANUNG kompakt LANDSCHAFT“, 
Dipl.-Ing. Enno Meier-Schomburg, aus Neubrandenburg / Hoisdorf ermittelt. Das Bü-
ro ermittelt auch die erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen. 

 Die zusätzlich erforderlichen Kompensationsmaßnahmen sollen innerhalb des Ge-
meindegebietes, also im Bereich des Eingriffes, durchgeführt werden. Wegen der 
Auswirkungen auf das Landschaftsbild sind verstärkt Maßnahmen zur Eingrünung 
und zur Aufwertung des Landschaftsbildes vorgesehen. 

 

2.6 Kinderfreundlichkeit in der Bauleitplanung 

 Die Planung dient ausschließlich der gewerblichen Energiegewinnung. Spielberei-
che sind hier nicht erforderlich. 

 

 

3 EMISSIONEN UND IMMISSIONEN 

3.1 Emissionen  

 In diesem Punkt werden die Emissionen untersucht, die aufgrund dieser Planung 
zusätzlich verursacht werden und als Störfaktoren in die Umwelt ausgetragen wer-
den können, wie giftige, gesundheitsschädliche oder umweltgefährdende chemische 
Stoffe, Schallemission (Lärm), Lichtemission, Strahlung oder Erschütterungen: 

 Für die Baugenehmigung werden im folgenden Verfahren folgende Emissionen 
prognostiziert: 

http://de.wikipedia.org/wiki/Umwelt
http://de.wikipedia.org/wiki/Gift
http://de.wikipedia.org/wiki/Gesundheitssch%C3%A4dlich
http://de.wikipedia.org/wiki/Umweltgef%C3%A4hrdend
http://de.wikipedia.org/wiki/Chemischer_Stoff
http://de.wikipedia.org/wiki/Chemischer_Stoff
http://de.wikipedia.org/wiki/Schallemission
http://de.wikipedia.org/wiki/L%C3%A4rm
http://de.wikipedia.org/wiki/Lichtimmission
http://de.wikipedia.org/wiki/Strahlung
http://de.wikipedia.org/wiki/Ersch%C3%BCtterung
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 a) Emissionen auf die angrenzenden Nutzungen  

 Für das Plangebiet wurde eine Schallprognose erstellt (siehe Anlage 1). Es wurden 
keine Immissionen festgestellt, die das erlaubte Maß überschreiten. Das Ergebnis 
wird Bestandteil der Begründung. 

 b) Schattenwurf 

 Für das Plangebiet wird ein entsprechendes Gutachten erstellt. Das Ergebnis wird 
Bestandteil der Begründung. 

 c) Turbulenzen  

 Für das Plangebiet wird ein entsprechendes Gutachten erstellt. Vorläufige Berech-
nungen ergeben, dass die Richtwerte knapp eingehalten werden. Die komplette Be-
rechnung muss noch erfolgen. Das Ergebnis wird Bestandteil der Begründung. 

3.2 Immissionen  

 In diesem Punkt werden die Immissionen untersucht, die als Störfaktoren aus der 
Umwelt auf das Plangebiet wirken können, wie giftige, gesundheitsschädliche oder 
umweltgefährdende chemische Stoffe, Schallimmission (Lärm), Lichtimmission, 
Strahlung oder Erschütterungen: 

 Das Plangebiet dient nicht dem ständigen Wohnen oder Arbeiten von Menschen. 
Daher erfordert die geplante Nutzung keinen separaten Schutzanspruch. 

 

4 VER- UND ENTSORGUNG  

4.1 Stromversorgung 

Die Versorgung mit bzw. die Abnahme der produzierten elektrischen Energie erfolgt 
durch die E.ON Hanse.  

Es wird darauf vorsorglich verwiesen, dass sich im geplanten Standortbereich fol-
gende Betriebsmittel der Schleswig-Holstein-Netz AG befinden können: 

 60 / 30 / 20 / 11 kV Mittelspannungsleitungen 

 0,4 kV Niederspannungsleitungen 

 Fernmeldeleitungen 

 Fern- & Nahwasserleitungen 

 Gas Hoch- Mittel- & Niederdruckleitungen 

Zu diesen Betriebsmitteln sind während des Baus und späteren Betriebes der de-
zentralen Erzeugungsanlage(n) Sicherheitsabstände nach den einschlägigen Ge-
setzen, Verordnungen und anerkannten Regeln der Technik einzuhalten. 

4.2 Löschwasserversorgung 

Der Feuerschutz in der Gemeinde Neuengörs wird durch die "Freiwilligen Feuer-
wehren Neuengörs“ gewährleistet. Das Plangebiet liegt im Außenbereich. In der 
Regel brennen dort Windenergieanlagen „kontrolliert“ ab. 

http://de.wikipedia.org/wiki/Umwelt
http://de.wikipedia.org/wiki/Gift
http://de.wikipedia.org/wiki/Gesundheitssch%C3%A4dlich
http://de.wikipedia.org/wiki/Umweltgef%C3%A4hrdend
http://de.wikipedia.org/wiki/Chemischer_Stoff
http://de.wikipedia.org/wiki/Schallemission
http://de.wikipedia.org/wiki/L%C3%A4rm
http://de.wikipedia.org/wiki/Lichtimmission
http://de.wikipedia.org/wiki/Strahlung
http://de.wikipedia.org/wiki/Ersch%C3%BCtterung
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Im Übrigen wird auf den Erlass zu Verwaltungsvorschrift über die Löschwasserver-
sorgung hingewiesen. Er besteht seit dem 30.08.2010 (IV-334 – 166.701.400-). 

4.3 Müllentsorgung 

Die Müllentsorgung erfolgt durch den Wegezweckverband der Gemeinden des Krei-
ses Segeberg.  

4.4 Richtfunktrassen 

Welche Richtfunkstrecken das Plangebiet queren, wird im weiteren Planverfahren 
geprüft. 

 

5 HINWEISE ZUM BODENSCHUTZ 

5.1 Bodenschutz 

Vorsorge gegen schädliche Bodenveränderungen: Gemäß § 7 Bundesboden-
schutzgesetz sind schädliche Bodenveränderungen zu vermeiden oder zu minimie-
ren. Insbesondere sind Bodenversiegelungen, und Bodenverdichtungen auf das 
notwendige Maß zu beschränken. Der Flächenverbrauch durch Baustelleneinrich-
tung (Baustraßen, Lageplätze u. ä.) ist möglichst gering zu halten. Bei der Anlage 
von Baustraßen sollte die Möglichkeit der Teilversiegelung genutzt werden. Nach 
Abschluss der Baumaßnahmen ist die Wiederherstellung des ursprünglichen Zu-
standes der Flächen für die Baustelleneinrichtungen mit besonderer Aufmerksam-
keit fachgerecht durchzuführen (z. B. Bodenlockerung). 

Umgang mit dem Boden: Zur Verminderung der baubedingten Wirkungen auf das 
Schutzgut Boden hat eine fachgerechte Sicherung und eine sinnvolle Verwendung 
des abgeschobenen Oberbodens unter Beachtung der bodenschutzrechtlichen Vor-
gaben (insbesondere § 6 BBodSchG i. V. mit § 12 BBodSchV) zu erfolgen. Die DIN 
19731 und 18915 finden Anwendung. Es ist zweckmäßig und fachgerecht, beim Ab- 
und Auftrag von Boden die Bodenart sowie die Trennung in Oberboden, Unterboden 
und Ausgangsmaterial zu beachten, um das Material umweltgerecht einer weiteren 
Nutzung zuzuführen bzw. naturnahe Standortverhältnisse zu erhalten oder wieder 
herzustellen. Die Bodenart des Auffüllmaterials (z. B. bei der Geländemodellierung) 
sollte möglichst der Hauptbodenart des anstehenden Bodens entsprechen. Grund-
lage für die Verfüllung oder Auffüllung mit Böden ist die Mitteilung der Länderar-
beitsgemeinschaft Abfall (LAGA) Nr. 20 „Anforderungen an die stoffliche Verwertung 
von mineralischen Reststoffen/Abfällen-Technische Regeln“. 

5.2 Altlasten 

Meldung schädlicher Bodenveränderungen: Gemäß § 2 des Landesbodenschutz- 
und Altlastengesetzes (LBodSchG) sind Anhaltspunkte für das Vorliegen einer 
schädlichen Bodenveränderung oder Altlast unverzüglich der unteren Bodenschutz-
behörde mitzuteilen. 

Anhaltspunke sind zum bisherigen Zeitpunkt nicht bekannt. 
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5.3 Archäologische Fundplätze 

Im Nahbereich der überplanten Flächen sind uns archäologische Fundplätze be-
kannt, die nach § 1 DSchG in die archäologische Landesaufnahme eingetragen 
sind. Auf der überplanten Fläche sind daher archäologische Funde möglich. Ich 
verweise daher ausdrücklich auf § 15 DSchG: Wenn während der Erdarbeiten Fun-
de oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist die Denkmalschutzbe-
hörde unverzüglich zu benachrichtigen und die Fundstelle bis zum Eintreffen der 
Fachbehörde zu sichern. Verantwortlich hier sind gem. § 15 DSchG der Grund-
stückseigentümer und der Leiter der Arbeiten. 

 

 

6 Bodenordnende und sonstige Maßnahmen 

Bodenordnende und sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan die Grundla-
ge bildet: 

 Die Sicherung des allgemeinen Vorkaufsrechts für Grundstücke nach § 24 
BauGB ist nicht gewollt. 

 Die Sicherung des besonderen Vorkaufsrechts als Satzung ist nicht beabsich-
tigt (§§ 25 und 26 BauGB). 

Umlegung, Grenzregelung, Enteignung 

 Die Umlegung, Grenzregelung oder Enteignung von Grundstücken sind nach 
§§ 45, 80 ff oder 85 BauGB ist nicht vorgesehen. 

 

7 UMWELTBERICHT GEMÄß § 2 ABS. 4 UND § 2 A SATZ 2 NR. 2 BAUGB 

Die Geltungsbereiche des Bebauungsplanes Nr. 7 und der 3. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes regeln beide die Bebaubarkeit derselben Eignungsfläche für 
Windenergieanlagen. Die Änderung des Flächennutzungsplanes regelt die Wind-
energieeignungsfläche im Detail und der Bebauungsplan regelt die Bauhöhen bzw. 
gestalterischen Rahmenbedingungen. Somit sichern beide Planungen zusammen 
die Umsetzung eines gemeindlichen Planungszieles. 

Für den g. Bebauungsplan ist der Umweltbericht der Anlage 5 zu entnehmen. Er 
wird in diesen Punkt im weitergehenden Verfahren integriert.  

 

8 ZIVILE LUFTFAHRTBEHÖRDE 

Gemäß § 16 a Luftverkehrsgesetz (LuftVG) ist im Baugenehmigungsverfahren die 
Luftfahrtbehörde zu beteiligen.  

Für Anlagen mit einer Gesamthöhe von mehr als 100 m über Grund unterliegt das 
Bauvorhaben der luftrechtlichen Zustimmungspflicht gem. § 14 (1) LuftVG. Die Zu-
stimmung würde mit der Auflage einer Tages- und Nachtkennzeichnung entspre-
chend der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthin-
dernissen sowie einer amtlichen Vermessung für die Veröffentlichung in den fliege-
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rischen Unterlagen und Karten versehen sein. Die hierzu erforderliche Beteiligung 
der Deutschen Flugsicherung erfolgt direkt durch die Luftfahrtbehörde. 

 

 

9 STÄDTEBAULICHE DATEN 

9.1 Bauliche Nutzung 

Durch die Planung ändert sich die Anzahl der Wohnungen und Einwohner in der 
Gemeinde Neuengörs nicht. 

 

9.2 Flächenbilanz 

 Das Plangebiet setzt sich wie folgt zusammen: 

Gebiet Gesamtgröße in m² 

Sondergebiet 923.210 
Verkehrsfläche 29.540 
Grünfläche 42.600 
Wasserfläche 3.380 
Fläche für die Landwirtschaft 935.670 

Gesamt 1.934.400  (193.4 ha) 

 

10 KOSTEN FÜR DIE GEMEINDE 

Der Gemeinde entstehen Planungskosten. 

 

11 VERFAHRENSVERMERK 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Neuengörs hat den Bebauungsplanes Nr. 7, 
bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), am ……………….  
als Satzung beschlossen und die Begründung mit Umweltbericht durch Beschluss 
gebilligt. 

 

 

 

                                                               Siegel                                             

Gemeinde Neuengörs,                                                  (Thies Ehlers) 
                                                                                                      Bürgermeister 

  

Der Bebauungsplanes Nr. 7 trat am ……………….. in Kraft.  
Die zusammenfassende Erklärung liegt seit dem ………………. vor. 


